
Liebe Frau Kollegin Ruck, 

vielen Dank für Ihren kritischen Bei-
trag zum Dauerstreit um die Grippe
impfstoffe. Ich stimme Ihren Ausfüh-
rungen in vollem Umfang zu. Was 
hier auf dem Rücken der Ärzte und 
Patienten ausgetragen wird, erinnert 
schon an eine „Provinzposse“. Die 
verfasste Ärzteschaft in Deutschland 
hat sich eindeutig dafür ausgespro-
chen, nur noch den tetravalenten 
Grippeimpfstoff zu verwenden, der 
ein breiteres Spektrum erfasst und 
damit einen besseren Impfschutz 
gewährleistet (siehe Beschlüsse 120. 
Deutscher Ärztetag 2017, 55. Kam-
merversammlung der Sächsischen 
Landesärztekammer, November 
2016). Dessen ungeachtet wurde sei-
tens der Kassen weiterhin der triva-
lente Impfstoff für 2017/2018 mit 
Verweis auf die Rabattverträge und 
die Kosteneinsparung geordert. Sind 
wir auch in der Medizin beim Prinzip 

„Mäc Geiz“ angekommen oder sollte 
nicht das Wohlergehen unserer Pati-
enten im Vordergrund stehen? Die 
Verantwortungsträger haben den 
Schwarzen Peter wieder einmal (wie 
bei den Festlegungen zur Verord-
nung von Cannabisprodukten) den 
Ärzten zugeschoben, die nun medizi-
nisch entscheiden sollen, wer An
spruch auf den tetravalenten Impf-
stoff hat. Was aber, wenn die Ärzte 
aus ihrer medizinischen Verantwor-
tung heraus, zu viele „Ausnahmen“ 
festlegen. Werden wir dann wieder 
finanziell zur Verantwortung gezo-

gen? Wenn die Kassen solche „Son-
derregelungen“ zulassen, liegt es in 
ihrer Verantwortung, den entspre-
chenden Personenkreis festzulegen. 
Das ist nicht unsere originäre Auf-
gabe. Dass der Streit die Öffentlich-
keit erreichte, war eine logische Kon-
sequenz. Wir sprechen vom mündi-
gen Patienten. Diesen gilt es auch 
sachgerecht aufzuklären, was ver-
antwortungsvoll handelnde Medizi-
ner, wie zum Beispiel Prof. Dr. med. 
habil. Siegwart Bigl, getan haben, als 
alle anderen Versuche einer Rück-
nahme der Rabattverträge scheiter-
ten. Die Reaktionen waren voraus-
sehbar. Die DNN titelte am 18. Okto-
ber 2017: „Ärger um Grippeschutz-
impfung: Ärzte sauer, AOK wütend, 
Patienten verschnupft“. AOK Chef 
Rainer Striebel verweist auf die Emp-
fehlungen der STIKO, die nach wie 
vor den trivalenten Impfstoff emp-
fiehlt und greift die SIKO mit der 
Begründung an, dass deren Empfeh-
lungen für den tetravalenten Impf-
stoff nicht transparent und deswe-
gen auch einmalig seien, weil es in 
keinem anderen Bundesland in 
Deutschland eine eigene Impfkom-
mission gibt. Die SIKO ist aber in Tei-
len wesentlich weiter und wissen-
schaftlich begründet progressiver als 
die STIKO, was Herr Striebel offenbar 
nicht realisiert hat. Hier hat Sachsen 
wieder einmal die Nase vorn. Die 
Mitglieder der SIKO verfügen über 
eine jahrzehntelange wissenschaftli-
che und praktische Erfahrung, die 
eben solche modernen Stellungnah-

men ermöglichen. Geprägt wurden 
sie über lange Zeit von Prof. Bigl, der 
sicher oft unbequeme Fragen stellt, 
aber auf Grund seiner fachlichen 
Kompetenz meistens Recht behält.
Nach der Bundestagswahl haben 
praktisch alle Parteien gelobt, in 
Zukunft „klare Kante“ zu zeigen. Wir 
sollten diesem Beispiel folgen. Wenn 
die Kassen den trivalenten Impfstoff 
geordert haben, sollten wir ihn auch 
konsequent anwenden (und viele 
Praxen machen das bereits so!). Wir 
werden die Patienten aber darüber 
aufklären, dass es einen wirksame-
ren Impfstoff gibt. Die Versicherten 
müssen dann selbst entscheiden, ob 
ihre Krankenkasse noch die Kasse 
ihres Vertrauens ist. Wechselmög-
lichkeiten gibt es bei über 100 Kran-
kenkassen genügend.

Der Streit um den Grippeimpfstoff 
wird die Impffreudigkeit der Bevölke-
rung leider nicht steigern. Schade, 
denn wir haben in unserem Themen-
heft „Update Infektionsschutz in Kli-
nik und Praxis“ („Ärzteblatt Sach-
sen“, Heft 8/2017) unter dem Titel 

„Wie können Impflücken geschlossen 
werden“ der Autoren J. Wendisch,  
N. Lahl und St. Mertens Hinweise  
zur Verbesserung des Impfschutzes 
gegeben. Vielleicht sollten die Ver-
antwortungsträger der Kassen sol-
che Hinweise einmal ernst nehmen.

Prof. Dr. med. habil. Hans-Egbert Schröder, 
Dresden
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Patientenrechte – 
Quo vadis?

Zu dem Editorial „Patienten-
rechte – Quo vadis?“ von Dr. med. 
Stefan Windau („Ärzteblatt Sach-
sen“, Heft 10/2017) erhielt die 
Redaktion von Dr. med. Rainer 
Kluge folgende Zuschrift:

Sehr geehrter Herr Kollege Windau,
Ihr Editorial im Heft 10 unseres 
Ärzteblattes veranlasst mich, einige 
Überlegungen darzustellen. Nichts 
von dem, was Sie ausführen, halte 
ich für grundsätzlich falsch; dennoch 

entspricht nach meiner Wahrneh-
mung das entstehende Gesamtbild 
nicht der aktuellen Realität.
Der Artikel greift ein wahrhaft bri-
santes Thema auf; insofern ist eine 
Stellungnahme im Ärzteblatt durch-
aus angemessen.

Das wiedergegebene Meinungsbild 
(Bezug Diskussionsveranstaltung der 
GKV-Spitzenverbände) ist aber kei-
neswegs das einzige Meinungsbild in 
der Öffentlichkeit. Stimmen, vor 
allem im juristischen Lager, die Ände-
rungen im Arzthaftungsbereich für 
sehr problematisch halten, sind 
natürlich nicht so prominent, aber 

durchaus solide und verlässlich, und 
Gesetze werden von Juristen ge
macht.

Das Problem, um das es im Grunde 
geht, ist die Frage, ob es im 21. Jahr-
hundert wirklich noch zeitgemäß ist, 
Patienten, die im Zusammenhang 
mit medizinischen Maßnahmen und 
Behandlungen Schädigungen erlei-
den, nur dann in geeigneter Weise 
zu entschädigen, wenn ein ärztlicher 
Fehler als ursächlich nachzuweisen 
ist. Eine Frage, die wohl eher philo-
sophisch-ethisch-juristische Züge 
trägt und die mit der Haftungsfrage 
nur unzureichend abgebildet wird.



Schöne@digitale 
Welt

Zu den Leserbriefen von Dr. med. 
Kathrin Uhlig, Dresden und Dr. 
med. Phillipp Conradi, Dresden 
(beide „Ärzteblatt Sachsen“, Heft 
10/2017) erreichte uns die Ant-
wort von Dr. med. Thomas Lipp, 
Leipzig (Vorstandsmitglied):

Hochverehrte Kollegen Uhlig und 
Conradi,
erstmals in der Weltgeschichte gibt 
es einen unbegrenzten weltweiten 
Arbeits- und Anbietermarkt, mit 
einem riesigen Überangebot an auf 
den Arbeitsmarkt drängenden Men-
schen. Dadurch sind wir gezwungen, 
hochqualifizierte Arbeiten anzubie-
ten, die in anderen Gegenden von 
anderen Menschen nicht ausgeübt 
werden können. Man muss sich um 
den Preis des Unterganges an die 
Gegebenheiten anpassen. Auch der 
Arzt unterliegt heute einem Wettbe-
werbs- und Konkurrenzdruck. 

Ihre geäußerten Bedenken teile ich. 
Sie ändern aber nichts an der Tatsa-
che, dass auch das Gesundheitswe-
sen digitalisiert wird und es absurd 
ist, uns abschotten zu wollen. Wer 
will die Vorteile der Digitalisierung 
leugnen? Sie sind ausführlich be
schrieben. Ob zukünftig die Welt 
besser oder schlechter ist, entzieht 
sich unserer Beurteilung. Auf jeden-
falls ist sie – mitunter beängstigend 
– anders. 
Durch die Digitalisierung wird sich 
analog der Entdeckung des Stromes, 
der Dampfmaschine oder des Com-
puters die Tätigkeitswelt des Arztes 
vom Grunde her ändern. Das war in 
den letzten 150 Jahren durch techni-
sche und biologische Entwicklungen 
auch immer wieder der Fall. Viele, 
bisher allein dem Arzt zugeordnete 
Tätigkeitsfelder werden durch die 
Digitalisierung preiswerter und kön-
nen schließlich auch von anderen bei 
gleicher oder besserer Qualität ange-
boten werden als vom teuersten Fak-
tor im Gesundheitswesen, nämlich 
dem Arzt. So werden sich originäre 

Tätigkeitsfelder zu anderen Berufen 
hin verschieben 
Die Bedenken sind groß. Das darf 
uns aber nicht in Agonie, aber auch 
nicht ins Jubilieren verfallen lassen. 
Wir müssen der Tatsache ins Auge 
schauen, dass wir als Kammer und 
Mandatsträger verpflichtet sind, die 
Umfeldbedingungen so zu gestalten, 
dass der Arzt und der Patient in 
Zukunft die ihnen angemessene 
Rolle finden. Gerade die Bedenken 
vor einem totalitären Gesundheits-
wesen, welches stark von staatlichen 
Interessen geprägt wird, zwingt uns, 
die Digitalisierung mitzugestalten. 
Die von Herrn Kollegen Conradi 
beschriebenen Probleme spielen sich 
auf der Seite der Umsetzung, der 
technischen Realisierung ab. Sie sind 
misslich, sie sind real, sie sind ein 
ständiges Ärgernis, aber sie berüh-
ren die Problematik der darüber lie-
genden Ebene der prinzipiellen und 
grundsätzlichen Entwicklungen nur 
am Rande.

Dr. med. Thomas Lipp, Leipzig
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Die momentane Diskussion ist damit 
keineswegs ausschließlich eine Breit-
seite gegen die Ärzteschaft, sondern 
deutlich breiter angelegt.

Die Grundlagen der Rechtssprechung 
im Arzthaftungsbereich sind mehrere 
Jahrzehnte alt und sind vor der 
Hochleistungs- und Hochrisikomedi-
zin entstanden. Die laufende Rechts-
sprechung bringt Präzisierungen und 
neue Nuancierungen, aber naturge-
mäß keine grundsätzlichen Änderun-
gen. 
Die Problematik auf eine Verände-
rung der Beweislastregelung zu redu
zieren, die durchaus von einigen 
Seiten angestrebt wird, scheint ein 
einfacher Ausweg zu sein, wird aber 
der Breite des Problems in keiner 
Weise gerecht.
Eine ausschließliche  Veränderung der 
Beweislastsituation im gegenwärti-
gen System der Arzthaftung  und 
Schadensregulierung hätte wahr-
scheinlich zunächst eine Neufassung 
des Begriffes ‚Fehler in der Medizin‘ 
und der Kausalitätsproblematik zur 

Folge und natürlich eine Zunahme 
der Regulierungsfälle in schwer fass-
barer Dimension.
Die finanzielle Situation in diesem 
Bereich ist gegenwärtig äußerst an
gespannt. Derartige Veränderungen 
würden möglicherweise in einen Kol-
laps des Versicherungssystems im 
Arzthaftungsbereich führen, da eine 
Finanzierung über Versicherungsbei-
träge schlichtweg nicht mehr mög-
lich ist. 
Sicher wären auch die Folgen, die Sie 
anklingen lassen (Defensivmedizin), 
zu befürchten. Diese wiederum 
widerspricht ärztlichen Grundüber-
zeugungen; ist doch Medizin nicht 
risikolos zu leisten. Und den Arzt für 
die Übernahme eines wohlverstande-
nen und im Interesse des Patienten 
gut kalkulierten Risikos zu bestrafen, 
das  passt wohl nicht in das Gesamt-
system.
Ändert man also die Beweislastsitua-
tion, so muss zumindest parallel 
geklärt werden, woher dann die Gel-
der für die zu erwartenden Regulie-
rungen kommen sollen. Das gegen-

wärtige System wird das nicht leisten 
können. Führte diese Überlegung zu 
neuen Strukturen, etwa Fondmodel-
len zur Entschädigung bei Schadens-
fällen, so werden damit die Prob-
leme nicht kleiner. Aber es würde 
sich ein Tor in einen neuen Bereich 
der Risikoabsicherung in der Medizin 
öffnen, was wohl durchaus wün-
schenswert wäre. 

Diese Zusammenhänge sind durch-
aus auch Politikern geläufig, selbst 
wenn es die aus der zweiten Reihe 
sind. Und – die Versicherungslobby 
ist wohl auch eine nicht zu unter-
schätzende Kraft in diesem Land.
Die Diskussion dieser Problematik 
steht am Anfang. Schnellschüsse in 
der Gesetzgebung halte ich für 
unwahrscheinlich. Die verfasste Ärz-
teschaft wird Mittel und Wege fin-
den müssen, ihre Überzeugungen, 
und – so es diese gibt – Visionen in 
diese Diskussion einzubringen.

Dr. med. Rainer Kluge
Gutachterstelle für Arzthaftungsfragen




